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Standortfaktor Wohnen in Zug
Schaffung von "Weissen Zonen" im Kanton Zug │ rechtliche Problemfelder
2. Juli 2025
RA lic. iur. Christoph Schweiger

1. Ausgangslage und Aufgabenstellung

Der Kanton Zug prüft diverse Massnahmen zur (schnelleren, effizienteren) Bewilligung von 
Bauten und insbesondere von Wohnungen in allen Segmenten. Eine der zu prüfenden Mass-
nahmen ist die Einführung so genannter "Weisser Zonen"1. 

Weisse Zonen sind, vereinfacht gesagt, Bauzonen, in welchen während einer befristeten Zeit 
mit relativ freien baurechtlichen Bestimmungen dichte Bebauungen baubewilligt werden kön-
nen, sofern die bauenden Grundeigentümer und deren von der Bebauung betroffenes Umfeld 
sich durch Abschluss einer Planungsvereinbarung einig sind. Ein substantieller Teil der in 
dieser Weise realisierten Wohnungen soll für den Mittelstand erschwinglich sein und in Kos-
tenmiete vermietet werden. Die angestammte lokale Bevölkerung soll bei der Wohnungsver-
gabe privilegiert berücksichtigt werden.

Die "Weisse Zone" wirft diverse raumplanungs- und staatsrechtliche Fragen auf, welche zu 
klären sind. Nachfolgend werden die rechtlichen Problemfelder der "Weissen Zone" vorerst 
lediglich übersichtsmässig dargestellt, jedoch rechtlich nicht in die Tiefe abgeklärt.

2. (Kantonale) Richtplanung

- Je unüblicher, je spezieller eine Bauzone ist, je erheblicher ihre Auswirkung auf den Raum 
ist, desto eher bedarf sie einer Grundlage im Richtplan (Art. 8 Abs. 2 RPG; für Spezialzo-
nen vgl. etwa BGE 135 II 22, E. 3.4).

- Die Verankerung solcher Zonen im Richtplan dient auch der Koordination mit anderen 
Planungen (Art. 2 Abs. 1 RPG, Art. 8 Abs. 1 lit. b RPG; innerhalb des Siedlungsgebiets im 
Besonderen Art. 8a RPG).

1 Die Arbeitsgruppe Held/Weiss/Märkli/Roth/Fahrländer/Dittes und Schweiger hat die Idee der "Weissen Zone" in ihrem 
Bericht "Standortfaktor Wohnen Zug – ein planungsrechtliches und immobilienökonomisches Gedankenexperimet" dar-
gestellt
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- Angesichts der erheblichen Auswirkungen der Weissen Zonen auf den Raum sollten diese 
an geeigneter Lage – wohl am ehesten innerhalb von Verdichtungsgebieten - in der Richt-
plankarte lokalisiert und im Richtplantext im Lichte von Art. 8 und 8a RPG umschrieben 
sein.

3. Kantonale gesetzliche Regelungen

a. Regelung des Instituts der Weissen Zone im PBG

Das Institut der Weissen Zone Zone ist im PGB zu regeln, d.h. entweder als kantonale 
(Bau-) Zone in § 9 PBG oder als kommunale (Bau-) Zone in § 18 ff. PBG.

Beispiel (Rohentwurf PBG René Hutters als Diskussionsgrundlage):

Bei der Regelung des Instituts der Weissen Zone sind (aa) bereits die allgemeinen An-
forderungen an die auf dieser gesetzlichen Grundlage zu erlassenden Zonen zu beden-
ken, so dass sie dann auf Stufe Nutzungsplanung umsetzbar sind, namentlich:
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- Art. 2 RPG: Allgemeine Direktiven der Planung (Grundsätze der umfassenden2, 
durchgehenden, offenen, rollenden Planung) 

- Art. 2 RPG: Stufenbau der Raumplanung (Verhältnis/Abweichnungsgrad von Sonder-
nutzungsplan zu Zonenplan und von diesem zum Richtplan / Kohärenz der Raumpla-
nung)

- Art. 2 Abs. 3 RPG: Planungsautonomie insbesondere der Gemeinden / Gemeindeau-
tonomie

- Art. 15 RPG: allgemeine Anforderungen an Bauzonen

- Art. 18 RPG: spezielle Bauzonen3

- Art. 21 Abs. 2 RPG: Planbeständigkeit (insbesondere bei "temporären Zonen" zu be-
achten bzw. im Lichte von Art. 21 Abs. 2 RPG zu begründen)

bb) Sodann sind auf Stufe PGB dem Institut der Weissen Zone widersprechende kanto-
nale Vorschriften von der Anwendbarkeit auf Weisse Zonen auszunehmen (z.B. § 10b 
PBG, vgl. weitere Beispiele oben, Regelungsbeispiel René Hutters).

cc) Des Weiteren ist zu regeln, ob die Weisse Zone eine Grundzone ist (in welcher al-
lenfalls subsidiär andere Zonenbestimmungen gelten, soweit die Weisse Zone nicht re-
alisiert wird) oder aber eine überlagernde Zone, welche eine andere (kantonale oder 
kommunale) Zone überlagert.

dd) Die Arbeitsgruppe4 sieht als weiteres Element der Weissen Zone den Abschluss ei-
ner Planungsvereinbarung unter den betroffenen Grundeigentümern der Weissen Zone 
vor. Diese Planungsvereinbarung soll den Konsens der Grundeigentümer zur Bebau-
ung (allenfalls mit planerischen Konkretisierungen zum "Ingenieurplan" (vgl. zu diesem 
unten)) und zur Berechnung und Verteilung des Restwerts sowie die Regelung der kos-
tengünstigen Wohnungen. Dieser Planungsvereinbarung kommt zumindest teilweise 
ein öffentlich-rechtlicher Charakter zu, so dass die Arbeitsgruppe davon ausging, diese 
sei behördlich zu genehmigen. Dieses Element ist im vorstehenden Rohentwurf René 
Hutters noch nicht enthalten.

2 Im Fall der weissen Zonen wird insbesondere das Bestimmtheitsgebot (als Teil der umfassenden Planung) in der Umsetzung auf Stufe 
Zonenplanung eine Herausforderung darstellen (Tschannen, N 62 zu Art. 2 RPG)
3 Keine Weissen Zonen, aber doch Spezialzonen nach Art. 18 RPG sind z.B. die zones de développement des Kantons Genf (Muggli, 
N 17 zu Art. 18 RPG)
4 Arbeitsgruppe Standortfaktor Wohnen Zug – ein planungsrechtliches und immobilienökonomisches Gedankenexperiment, Bericht 
September 2024 an ARV Zug
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b. Weisse Zone als kantonale Zone?

Nicht zwingend, aber möglich ist, die Weisse Zone nicht als kommunale Bauzone zu 
erlassen, sondern als kantonale Bauzone. Diesfalls ist zu beachten:

- Sachliche Begründung, weshalb die Weisse Zone keine kommunale Zone ist (denn 
im Grundsatz ist die Gemeinde Planungsbehörde, § 7 PBG, Art. 1 Abs. 3 RPG, § 42 
Abs. 1 in fine PBG).

- Ausgestaltung der Weissen Zone in Beachtung der Vorgaben des RPG und des 
(dannzumal neuen) kantonalen Rechts zur Weissen Zone (vgl. Ziff. 3.a vorstehend 
und Ziff. 4 nachstehend).

- Wenn die Weisse Zone eine kantonale Zone ist, ist überdies festzulegen, ob sie eine 
(kantonale) Grundzone ist oder eine kommunale Grundzone (temporär) überlagert 
(vgl. dazu auch Ziff. 4 nachstehend).

4. Anforderungen an die Weisse Zone in der Nutzungsplanung

Die Anforderungen an die Ausgestaltung einer Weissen Zone in der Nutzungsplanung sind 
sowohl im Falle der Ausgestaltung als kantonale Zone als auch als kommunale Zone zu be-
achten.

a. Anforderungen im Allgemeinen

Die in Ziff. 3.a genannten bundesrechtlichen Anforderungen sowie die dannzumal 
neuen kantonalen Anforderungen sind beim Erlass einer konkreten Weissen Zone zu 
beachten, d.h. insbesondere Art. 2, 3, 14, 15, 18 und 21 RPG. Zusätzlich sind die 
(dannzumal neuen) Bestimmungen des PGD zu Weissen Zonen zu beachten.

b. Anforderungen im Besonderen

Von den allgemeinen Anforderungen sind m.E. für den Fall der Weissen Zonen für die 
Gestaltung der Zone und den Erlass von Bauvorschriften im Besonderen zu beachten:

- Bestimmheitsgebot: Die Weisse Zone muss in der Weise genügend präzise bestimmt 
sein, dass ihr ein raumplanungsrechtlich genügender normativer Gehalt zukommt5. 

5 Nutzungspläne sollen den zugewiesenen Raum flächendeckend erfassen und dabei allen Nutzungsbedürfnissen Rechnung tragen. 
Verlangt ist eine gesamtheitliche Betrachtungsweise; inhaltsleere Pläne, denen jeglicher fassbarer normativer Gehalt fehlt, sind zu ver-
meiden. Der erforderliche Präzisionsgrad hängt freilich von der Art der ausgeschiedenen Zone ab und kann nicht pauschal bestimmt 
werden (Waldmann/Hänni, Kommentar RPG, Art. 2 RPG N 25 mit Hinweisen; vgl. auch E. 9.5.2 hiernach). Müssen bestimmte Entschei-
dungen im Zeitpunkt des Planerlasses dennoch offenbleiben oder drängen sich vorübergehende Anordnungen auf, so sind die hierfür 

https://www.swisslex.ch/doc/aol/be3c8982-9348-44ca-81d9-204803a04805/b074e395-626c-4837-9435-4646020adfa6/source/document-link
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Dies wird eine besondere Herausforderung sein, weil detaillierte Bauvorschriften wie 
Dichteziffern, (innere) Grenzabstände, Gebäudelängen etc. gerade nicht vorgesehen 
sind und auch nicht durch weitere Planungspflichten (z.B. Bebauungsplanpflicht) er-
stellt werden sollen.

- Ein minimaler Regelungsgehalt, kombiniert mit einer fundierten Interessenabwägung 
nach Art. 3 RPV wird entsprechend unverzichtbar sein. Gerade angesichts des Um-
stands, dass die Weisse Zone ein neues planungsrechtliches Institut sein wird, ist ein 
umfassender Planungsbericht ratsam.

- Im Gedankenexperiment vorgesehen sind – als minimale Regelungsgehalte – immer-
hin klare räumliche Regeln für Elemente wie Erschliessung, Infrastruktur, Freiraum, 
öffentlicher Raum. Diese sollen in einem "Ingenieurplan" (raumplanungsrechtlich wird 
dieser Teil des Nutzungsplans sein und kaum mehr "Ingenieurplan" genannt werden) 
festgelegt sein. In den Bauvorschriften sind weiter grundsätzliche Bauvorschriften vor-
zusehen, wenn auch wesentlich weniger detailliert als in den klassischen Bauzonen. 
Angedacht sind Regelungen wie HH 100 m6, Zeilenhäuser 20/30 m, Bauen auf 
Grenze (Brandmauer).

- Da die Weissen Zonen zu einer erheblichen Verdichtung führen, ist ein besonderes 
Augenmerk auf die Erschliessung – und mit dieser zusammenhängend auf die Par-
kierung – zu legen. Die Erschliessung muss auf die zu erwartende Verdichtung aus-
gerichtet sein, die Parkierung ist so auszugestalten, dass die Erschliessung nicht 
übermässig belastet wird, dennoch aber ein genügender Investitionsanreiz besteht.

- Beispiel: Rohentwurf René Hutters eines vereinfachten "Ingenieurplans" mit Baubestimmungen:

bereitgestellten Instrumente einzusetzen, so namentlich die besonderen Nutzungszonen nach Art. 18 Abs. 2 RPG (Tschannen, 
RPG, Art. 2 RPG N 62)
6 Gewisse Gemeinden haben kommunale Regelungen für Hochhäuser (z.B. Stadt Zug, Hochhausreglement). Das Verhältnis der kan-
tonalen Regelung zu diesen ist zu klären.

https://www.swisslex.ch/doc/aol/cc84b370-37b3-4d64-9110-75f6c72cf0e5/b074e395-626c-4837-9435-4646020adfa6/source/document-link
https://www.swisslex.ch/doc/aol/be3c8982-9348-44ca-81d9-204803a04805/b074e395-626c-4837-9435-4646020adfa6/source/document-link
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- Bei der Dimensionierung der Weissen Zone ist zu beachten, dass diese einen inneren 
Kern (die Bauenden) sowie die Umgebung (innere und äussere Nachbarschaften) 
umfassen. Die inneren und äusseren Nachbarschaften sind allerdings nur insoweit 
betroffen, als sie Parteien der Planungsvereinbarung sind (vgl. dazu oben Ziff. 3.a.dd).

- Zu beachten ist die Thematik des Stufenbaus der Raumplanung (inkl. zulässige Ab-
weichungen von einer Grundordnung), namentlich angesichts des Umstands, dass 
die Bebauung in der Weissen Zone wesentlich von einer allfälligen Grundzone und 
überdies wesentlich von der Bebauung in der Umgebung abweichen kann. In diesem 
Lichte sollte es das Ziel sein, die Weisse Zone als Teil der Grundordnung auszuge-
stalten, wobei selbst diesfalls im Falle der Inanspruchnahme der Weissen Zone we-
sentliche Abweichungen zu einer Bebauung in einer Regelbauweise resultieren wer-
den (welche im Prinzip ja weiterhin möglich sein muss, da die Weisse Zone nur eine 
Option, aber kein Zwang für die Grundeigentümer ist).

- Die Weissen Zonen sollen einen substantiellen Anteil an kostengünstigen (allenfalls 
preisgünstigen im Sinne des WFG) Wohnungen aufweisen, welche überdies prioritär 
"Einheimischen" zukommen sollen. Diese Einheimischenprivilegierung wirft zusätzli-
che Rechtsfragen auf (vgl. dazu das separate Memorandum, Zulässigkeit der Bevorzugung 
der angestammten Bevölkerung │ Rechtliche Problemfelder, von RA Gioia Vokinger und RA 
Christoph Schweiger).


